
Durch diese Handlungsweise hat er den Straftat­
bestand des § 29 StEG auf der objektiven und subjek­
tiven Seite erfüllt. Das Gericht hatte weiter zu prüfen, 
ob die Voraussetzungen des § 30 StEG Vorlagen. Da­
nach liegt ein schwerer Fall einer Straftat gern. § 29 
StEG einmal dann vor, wenn es sich um eine schwere 
Schädigung des gesellschaftlichen Eigentums handelt, 
insbesondere aber auch dann, wenn die Tat unter 
grober Verletzung der sich aus einer verantwortlichen 
Stellung ergebenden Pflichten begangen wurde.

Wie bereits ausgeführt, war der Angeklagte zur Zeit 
der Begehung seiner strafbaren Handlungen Offizier 
der Deutschen Volkspolizei und Sekretär der Partei­
organisation des VPKA S. Diese Stellung des Ange­
klagten erfüllt die Voraussetzung einer verantwort­
lichen Stellung nach § 30 Abs. 2 Buchst, a StEG. Der 
Angeklagte hat seine ihm aus dieser Stellung erwach­
senden Pflichten gröblichst verletzt, indem er die ihm 
anvertrauten Gelder unterschlug. Auch die Höhe des 
von ihm unterschlagenen Betrages rechtfertigt bereits 
die Anwendung des § 30 StEG.

Die Strafkammer hat gern. §§ 29 und 30 StEG auf 
eine Freiheitsstrafe von zwei Jahren und neun Mona­
ten Zuchthaus erkannt.

Das gesellschaftliche Eigentum steht in der Deutschen 
Demokratischen Republik unter dem besonderen Schutz 
der Strafgesetze. Es bildet die Grundlage der gesell­
schaftlichen Entwicklung in unserem Arbeiter-und- 
Bauern-Staat. Zu diesem Eigentum gehört auch das 
Vermögen der demokratischen Parteien und Organisa­
tionen. Dazu gehört in erster Linie das Eigentum der 
Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands. Einen wich­
tigen Bestandteil des Vermögens der Partei der Arbei­
terklasse bilden die Beiträge der einzelnen Mitglieder. 
Sie ermöglichen es der Partei in weitem Maße, ihre 
großen Aufgaben als marxistisch-leninistische Kampf­
partei beim Aufbau des Sozialismus in der Deutschen 
Demokratischen Republik und im Kampf um die 
Wiedervereinigung unseres Vaterlandes zu erfüllen. 
Deshalb ist jedes einzelne Mitglied der Partei ver­
pflichtet, das Eigentum zu schützen und zu wahren. 
Wer sich deshalb als Funktionär der Partei an ihm 
anvertrauten Geldern vergreift, muß hart bestraft 
werden, da sein Verhalten in jedem Falle eine ver­
werfliche Schädigung der Partei bedeutet. Aus diesem 
Grunde muß auch der Angeklagte empfindlich bestraft 
werden. Obwohl es ihm von vornherein klar war, daß 
sein Verhalten weder den Pflichten eines Parteimit­
glieds noch eines Offiziers der Deutschen Volkspolizei 
entsprach, hat er sich nicht gescheut, einen solch hohen 
Betrag und überhaupt Parteigelder zu unterschlagen, 
damit er seine eigenen, egoistischen Bedürfnisse be­
friedigen konnte. Er mußte sich im Verlaufe seiner 
fortgesetzten strafbaren Handlungen auch darüber klar 
sein, welche Schädigung das für die Partei bedeutete. 
Trotzdem hat er seine Handlungen bis zu seiner Ver­
setzung laufend ausgeführt und das entwendete Geld 
für sich verbraucht. Er hat durch sein Verhalten der 
Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands nicht nur 
einen erheblichen materiellen Schaden zugefügt, son­
dern sie auch in ideeller Hinsicht schwer geschädigt. 
Auch das Ansehen der Deutschen Volkspolizei hat er 
damit in Mißkredit gebracht. Er hat sich eines Mit­
glieds der Partei der Arbeiterklasse und eines Offiziers 
der Deutschen Volkspolizei als unwürdig erwiesen.

Aus dem bisher Gesagten ergibt sich die hohe Ge­
sellschaftsgefährlichkeit seiner strafbaren Handlungen. 
Diese kann auch nicht dadurch gemindert werden, daß 
man die Persönlichkeit des Angeklagten vor der Be­
gehung seiner Straftaten zu seinen Gunsten wertet. 
Das Gericht verkennt nicht, daß der Angeklagte wäh­
rend seiner Tätigkeit innerhalb der VP unserer Ge­
sellschaft gute und treue Dienste geleistet hat. Diese 
können jedoch nicht auch nur annähernd seine straf­
baren Handlungen aufwiegen. Die Kammer ist in 
Übereinstimmung mit der Verteidigung insoweit der 
Meinung, daß der Angeklagte seine Tat tief bereut 
und das Strafbare und Verwerfliche seiner Hand­
lungen einsieht. In Anbetracht seiner gesellschaftlichen 
Stellung und der besonderen Gefährlichkeit seiner 
Straftat konnte dieser Umstand jedoch nicht zu einer 
Strafmilderung führen.

§§ 185, 186, 193 StGB; § 8 StEG.
1. Eine in bezug auf einen anderen getane Äuße­

rung ist im Zusammenhang mit den Umständen zu 
prüfen, unter denen sie gefallen ist. Obwohl sie iso­
liert betrachtet ehrenkränkend erscheint, braucht sie 
nicht tatbestandsmäßig im Sinne der §§ 185, 186 StGB 
zu sein, sondern kann gesellschaftlich nützliche Kritik 
sein.

2. § 193 StGB kann nur auf Fälle angewendet wer­
den, die die Tatbcstandsmerkmale des § 186 StGB er­
füllen.

3. Gesellschaftlich nützliche Kritik ist nur einer der 
Fälle, in denen _ eine einen anderen betreffende, ihm 
nicht genehme Äußerung keine strafbare Handlung ist.

OG, Urt. vom 21. Februar 1958 - 2 Zst III 88/57.
Das Kreisgericht K. hat den Beschuldigten E. am 1. No­

vember 1956 wegen übler Nachrede (§ 186 StGB) zu einer 
Geldstrafe in Höhe von 50 DM verurteilt.

Der Generalstaatsanwalt hat die Kassation dieses Urteils 
beantragt. Der Kassationsantrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Das Kreisgericht hätte sich im vorliegenden Fall zu­

nächst mit der Frage auseinandersetzen müssen, ob 
die Äußerungen des Beschuldigten in bezug auf den 
Privatkläger, die isoliert betrachtet als ehrenkränkend 
erscheinen, überhaupt eine üble Nachrede i. S. des 
§ 186 StGB sind oder ob sie nicht vielmehr ihrem 
Wesen nach eine vom Arbeiter-und-Bauern-Staat ge­
förderte gesellschaftlich nützliche Kritik darstellen. 
Zur Prüfung dieser Frage, zu der das Oberste Gericht 
im Urteil vom 2. März 1956 - 3 Zst III 52/55 (NJ 1956
S. 217) Stellung genommen hat, bestand besonderer 
Anlaß. Nach den Feststellungen des Kreisgerichts hat 
der Beschuldigte die ihm zur Last gelegten Äußerun­
gen im Anschluß an eine Bauernversammlung in einer 
Gemeindevertretersitzung getan. Nach seiner Aussage 
in der Hauptverhandlung vom 23. Oktober 1956 sei 
diese Sitzung einberufen worden, weil er sich gegen 
eine weitere Überlassung seines Stalles an den Privat­
kläger mit der Behauptung ausgesprochen hatte, der 
Privatkläger habe ihn bestohlen. Die Äußerungen, die 
den Gegenstand der Privatklage bilden, seien auf die­
ser Sitzung, die am 21. September 1956 stattgefunden 
habe, gefallen.

Das Kreisgericht hätte deshalb zunächst aufklären 
müssen, ob die Überlassung des im Hause des Be­
schuldigten befindlichen Stalles an den Privatkläger 
tatsächlich Gegenstand der Erörterungen der Ge­
meindevertretersitzung war. Wäre das der Fall ge­
wesen, dann ergibt sich aus diesem Umstand, daß die 
Gemeindevertreter über diese Frage entscheiden woll­
ten. In diesem Falle wäre es Aufgabe eines jeden an 
der Beratung Beteiligten gewesen, Argumente für eine 
Entscheidung in dieser oder jener Richtung vorzutra­
gen, damit die Gemeindevertreter sachgemäß be­
schließen konnten. Wäre dies festgestellt worden, so 
hätte das Kreisgericht ferner prüfen müssen, ob die 
Äußerung des Beschuldigten diesem Zweck zu dienen 
bestimmt war. Die Umstände, unter denen die Äuße­
rung getan wurde, sprechen für eine solche Annahme; 
auch aus der Persönlichkeit des Täters, insbesondere 
seinem bisherigen gesellschaftlichen Verhalten — er 
war Bürgermeister cjer Gemeinde —, ergeben sich 
keine dem entgegenstehenden Anhaltspunkte. Es liegt 
nahe, daß der Beschuldigte als Bürgermeister und als 
Eigentümer des Stalles, über dessen Verwendung ent­
schieden werden sollte, ein begründetes gesellschaft­
liches und persönliches Interesse an der Herbeiführung 
einer sachgemäßen Entscheidung hatte. Besonderer 
Prüfung hätten jedoch folgende Umstände bedurft:

Der Beschuldigte hat in der Hauptverhandlung vom
23. Oktober 1956 ausgesagt: „Als ich nach Hause kam, 
fragte ich meine Frau nach dem fehlenden Stück Leber. 
Erst wollte sie nicht mit der Sprache heraus, bis sie 
mir dann sagte, der Privatkläger hätte sie mitgenom­
men.“ Da nicht verständlich ist, weshalb die Ehefrau 
nicht sofort auf die angebliche Wegnahme der Leber 
durch den Privatkläger hingewiesen, sondern erst 
„nicht mit der Sprache herausgewollt hat“, hätte das 
Kreisgericht aufklären müssen, welche Schlüsse hier­
aus der Beschuldigte gezogen hat, und feststellen
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